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Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

 Das österreichische Generalkonsulat in Hamburg ist 
mit Wirkung vom 30. Juli 2010 geschlossen worden.

 Die bisherigen Konsularbezirke des Generalkon-
sulats (Länder Hamburg, Bremen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein) 
werden bis auf Weiteres von der Botschaft in Berlin 
übernommen.

 Das dem Generalkonsul der Republik Österreich in 
Hamburg, Herrn Leopold Köllner am 11. Januar 2006 
erteilte und am 31. Januar 2007 erweiterte Exequatur 
ist somit erloschen.

 Bremen, den 13. August 2010                                                                       

Senatskanzlei

Bekanntmachung über die Verlängerung 
der Genehmigung für die 

Bachelorprüfungsordnung für den Studiengang
Risiko- und Sicherheitsmanagement an der 

Hochschule für Öffentliche Verwaltung
Vom 5. August 2010

 Der Senator für Inneres und Sport hat am 5. August 
2010 gemäß § 46 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung 
mit § 47 Absatz 2 des Bremischen Gesetzes über die 
Hochschule für Öffentliche Verwaltung vom 18. Juni 
1979 (Brem.GBl. S. 233 - 221-c-1), zuletzt geändert 
durch das Gesetz  zur Änderung des Bremischen Ge-
setzes über die Hochschule für Öffentliche Verwaltung 
sowie § 110 Absatz 2 Nummer 5 des Bremischen Hoch-
schulgesetzes in der am 28. Oktober 1988 geltenden 
Fassung, die Genehmigung für die Bachelorprüfungs-
ordnung der Hochschule für Öffentliche Verwaltung 
für den Studiengang Risiko- und Sicherheitsmanage-
ment im Einvernehmen mit den nach § 46 Absatz 1 
Nummer 4 des Bremischen Gesetzes über die Hoch-
schule für Öffentliche Verwaltung zuständigen Behör-
den verlängert und rückwirkend ab dem 1. Oktober 

2008 bis zum 30. September 2012 Gültigkeit erteilt. 

 Bremen, den 5. August 2010 

Der Senator für Inneres und Sport

Ordnung zur Änderung der fachspezifischen 
Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang 
„Fachbezogene Bildungswissenschaften“ (FBW) 

der Universität Bremen
Vom 16. Februar 2006

hier: Anlage 1 a: „Arbeitsorientierte Bildung“
(vom 7. Juli 2010)

 Der Fachbereichsrat 12 (Erziehungs- und Bildungs-
wissenschaften) hat am 7. Juli 2010 gemäß § 87 Num-
mer 2 des Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) 
i.V.m. § 62 BremHG in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Mai 2007 (Brem.GBI. S. 339) folgende 
Änderungsordnung beschlossen: 

Artikel 1

 Die Anlage 1a „Arbeitsorientierte Bildung“, 
genehmigt am 22. Februar 2006 (Brem.ABl. S. 319) zur 
fachspezifischen Prüfungsordnung für den Bachelor-
studiengang „Fachbezogene Bildungswissenschaf-
ten“ (FBW) vom 16. Februar 2006 (Brem.ABl. S. 319) 
der Universität Bremen, zuletzt geändert am 1. Juni 
2010 (Brem.ABl. S. 383), wird wie folgt geändert:

 § 4 wird um den folgenden Absatz 4 erweitert: 

 „(4) Die Teilmodulprüfung zu den Lehrveranstaltun-
gen W1, W2 und W3 im Modul WL ist unbenotet."

Artikel 2

 Diese Änderung tritt nach der Genehmigung durch 
den Rektor mit Wirkung vom 1. April 2010 in Kraft. Sie 
wird im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen ver-
öffentlicht.

 Genehmigt, Bremen, den 7. Juli 2010   
  Der Rektor der Universität Bremen
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Ausschreibungsrichtlinien

 Gemäß § 10 Absatz 6 Bremisches Beamtengesetz 
(BremBG) erlässt die Senatorin für Finanzen die fol-
gende Verwaltungsvorschrift :

A.  Besetzung von Dienstposten/Arbeitsplätzen und 
Ausbildungsplätzen

  1.    Die Besetzung von Dienstposten/Arbeitsplät-
zen und Ausbildungsplätzen bei der Freien 
Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde 
einschließlich der Eigenbetriebe) darf nur nach 
deren vorheriger Ausschreibung mit Ausnah-
me der Fälle des § 10 Absatz 3 - 5 des Bremi-
schen Beamtengesetzes (BremBG) erfolgen.

  2.    Die Bestimmungen der Integrationsverein-
barung vom 17. Dezember 2007 (Brem.ABl. 
vom 11.01.2008, S. 3) im Sinne von § 83 Sozial-
gesetzbuch - Neuntes Buch - (SGB IX) „Reha-
bilitation und Teilhabe behinderter Menschen" 
für die bei der Freien Hansestadt Bremen und 
der Stadtgemeinde Bremen beschäftigten 
schwerbehinderten Menschen und diesen 
gleichgestellte Menschen in der jeweils gel-
tenden Fassung bleiben unberührt.

B.  Art und Umfang der Bekanntmachung

  1.    Ausschreibungen von Dienstposten/Arbeits-
plätzen sind nach Maßgabe dieser Richtlinien 
im Beiblatt zum Amtsblatt der Freien Hanse-
stadt Bremen bekannt zu machen. Dies gilt 
nicht für Professoren und Professorinnen, wis-
senschaftliche Mitarbeiter/innen, Lehrkräfte 
für besondere Aufgaben sowie befristet zu be-
setzende Stellen im Hochschulbereich und 
Personal in den Wirtschaftsbereichen des Stu-
dentenwerks.

  2.    Ausschreibungen von Dienstposten/Arbeits-
plätzen, für die wegen fachspezifischer Aufga-
ben nur oder nahezu nur Bewerberinnen oder 
Bewerber einer Fachverwaltung in Betracht 
kommen (z.B. Lehrkräfte, Vollzugsdienst), 
können im Bereich der zuständigen senatori-
schen Behörden bekannt gemacht werden.

  3.    Bei Ausnahmen von der überregionalen Aus-
schreibung nach § 10 Absatz 2 BremBG sowie 
in den Fällen des § 10 Absatz 3 Nummer 1 
BremBG sind zuvor die zuständigen Deputa-
tionen - soweit gebildet - bzw. die Betriebsaus-
schüsse zu beteiligen.

  4.    Soweit es für das Erreichen des maßgeblichen 
Stellenmarktes erforderlich ist, sollen die Aus-
schreibungen von Ämtern, die eine Amtslei-
tung, Abteilungsleitung oder Referatsleitung 
zum Gegenstand haben, sowie die zweiten 
Einstiegsämter der Laufbahngruppe 2 der Be-
soldungsgruppe A und vergleichbare Ämter 
anderer Besoldungsgruppen überregional in 
den Printmedien (Zeitungen oder Zeitschrif-
ten) und im Internet (außer es ist aufgrund der 
besonderen spezifischen Situation einer Be-
rufsgruppe unüblich) bekannt gemacht wer-
den. Ansonsten ist grundsätzlich eine Aus-
schreibung im Internet unter bremen.online 
(www.bremen.de/stellen) ausreichend.

C. Inhalt der Ausschreibung

  1.  Die Ausschreibung soll enthalten:

    a)  die genaue Bezeichnung des Dienstpo-
stens/Arbeitsplatzes und den Zeitpunkt 
der Besetzung; bei Ausbildungsplätzen die 
genaue Bezeichnung der Laufbahn oder 
des Ausbildungsberufes,

    b) die Besoldungs- und/oder Entgeltgruppe,

    c)   eine Kurzbeschreibung der nach dem Ge-
schäftsverteilungsplan wahrzunehmenden 
Aufgaben,

    d)  den Hinweis „diese Stelle ist für Teilzeitar-
beit geeignet" bzw. „diese Stelle ist nicht 
für Teilzeitarbeit geeignet",

    e)  die an die Bewerberinnen und Bewerber 
zu stellenden sachlichen und persönlichen 
Anforderungen, insbesondere

      –  Formalqualifikationen (z.B. Laufbahn-
prüfung),

      – besondere Fachkenntnisse,

      –  ggf. Nachweis über die Teilnahme an 
Qualifizierungsmaßnahmen,

      –  ggf. der Hinweis, auf die für die zu über-
nehmende Tätigkeit erforderliche Teil-
nahme an Qualifizierungsmaßnahmen 
unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
schriften,

    f)   den Hinweis, welche Bewerbungsunterla-
gen bei welcher Dienststelle einzureichen 
sind und wer als Ansprechpartnerin oder 
Ansprechpartner zur Verfügung steht,

    g)  den Hinweis, dass Bewerbungen von Men-
schen mit einem Migrationshintergrund 
begrüßt werden,

    h)  die Bewerbungsfrist; sie soll in der Regel 
drei Wochen nicht unterschreiten.

  2.   Die Ausschreibung muss folgenden Hinweis 
enthalten:

     „Schwerbehinderten Bewerberinnen bzw. Be-
werbern wird bei im Wesentlichen gleicher 
fachlicher und persönlicher Eignung der Vor-
rang gegeben."

  3.   Soweit in dem ausschreibenden Bereich Frau-
en unterrepräsentiert sind, muss die Ausschrei-
bung darüber hinaus den Hinweis enthalten, 
dass Frauen bei gleicher Qualifikation vorran-
gig berücksichtigt werden, sofern nicht in der 
Person eines Mitbewerbers liegende Gründe 
überwiegen.

     Die Prüfung, ob in dem ausschreibenden Be-
reich eine Unterrepräsentanz von Frauen vor-
liegt, erfolgt - unter Berücksichtigung der Vor-
gaben im Landesgleichstellungsgesetz (Brem.
GBl. S 433) - durch die ausschreibende Dienst-
stelle bzw. das Ressort.

  4.   Ausschreibungen für technikunterstützte Dienst-
posten/Arbeitsplätze mit Schreibverpflichtung 
für andere (z.B. Kombikräfte, Vorzimmerkräf-
te) müssen die zu erledigende sachbearbeiten-
de Tätigkeit ausdrücklich ausweisen. 
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D. Verfahren

  1.   Ausschreibungen nach B.1. und/oder B.4. wer-
den, sofern nicht anders geregelt, durch die 
Senatorin für Finanzen veranlasst.

  2.   Die Dienststellen übersenden der Senatorin 
für Finanzen einen Ausschreibungstext per 

     E-Mail unter Verwendung des „Meldebogens 
für Stellenausschreibungen".

    Folgende Angaben sind erforderlich:

    a)  Bekanntmachungsorgan(e) (Beiblatt zum 
Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen, 
Zeitungen, Zeitschriften, Internet, Agentur 
für Arbeit), in dem (denen) die Ausschrei-
bung erfolgen soll,

    b) Zusage der Kostenübernahme.

  3.   Die Senatorin für Finanzen prüft nach Eingang 
der Stellenausschreibung, ob geeignete Ver-
mittlungsfälle im Rahmen des Personalaus-
gleichs vorliegen. Sie teilt dies spätestens 
3 Tage nach Eingang des Veröffentlichungs-
auftrages der ausschreibenden Dienststelle 
mit; sofern kürzere Anzeigenschlusstermine 
einzuhalten sind, wird die Dienststelle unver-
züglich über geeignete Vermittlungsfälle in 
Kenntnis gesetzt.

  4.   Liegen keine Vermittlungsfälle vor, wird jede 
Ausschreibung zu den von den Dienststellen 
bestimmten Terminen in der vorgegebenen 
Form im Beiblatt zum Amtsblatt und in den ge-
wünschten Veröffentlichungsorganen ausge-
schrieben sowie in das Internet (www.bremen.
de/stellen) eingestellt.

  5.   Die Bundesagentur für Arbeit wird gemäß 
§ 81 Absatz 1 SGB IX in Verbindung mit 
§ 82 SGB IX durch die Zusendung des Beiblat-
tes zum Amtsblatt über alle zu besetzenden 
Stellen informiert. Für die unter B1 Satz 2 aus-
geschriebenen Stellen hat die nach § 81 
Absatz 1 SGB IX vorgesehene Prüfung durch 
die jeweils ausschreibende Dienststelle zu er-
folgen.

  6.   Für den ordnungsgemäßen Ausschreibungs-
text und für die Einhaltung der personal- und 
haushaltsrechtlichen sowie personalwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen (Budget, Stelle, 

Einhaltung der für die Ausschreibungen ein-
schlägigen rechtlichen Bestimmungen) und 
die Beteiligung der Mitbestimmungsorgane 
(Personalrat, Frauenbeauftragte, Schwerbe-
hindertenvertretung) ist allein das jeweilige 
Fachressort bzw. die ausschreibende Dienst-
stelle verantwortlich. Eine sachliche und fach-
liche Überprüfung der Ausschreibung durch 
die Senatorin für Finanzen erfolgt nicht.

  7.   Werden Rabatte, z.B. auf Grund des Anzeigen-
volumens gewährt, so werden diese - sofern 
möglich - sofort bei der Rechnungslegung be-
rücksichtigt bzw. nach Ablauf des Rechnungs-
jahres den ausschreibenden Dienststellen er-
stattet.

  8.   Sollte zur Erlangung von zusätzlichen Rabat-
ten eine Werbeagentur mit der Veröffentli-
chung der Stellenausschreibungen durch die 
Senatorin für Finanzen beauftragt werden, so 
ist diese auch von den Bereichen zu beauftra-
gen, die selbst ihre Stellenausschreibungen 
veranlassen. Die Beauftragung einer Werbe-
agentur durch die Senatorin für Finanzen er-
folgt einvernehmlich mit den Ressorts und 
Hochschulen.

E.   Weiterbeschäftigung von Auszubildenden nach 
Beendigung ihrer Ausbildung

   Dienststellen können im Rahmen ihres Personal-
budgets unmittelbar nach Ausbildungsende Per-
sonen mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung, 
die durch das Land und die Stadtgemeinde Bre-
men bzw. die Ausbildungsgesellschaft Bremen 
ausgebildet worden sind, befristet bis zur Dauer 
von zwei Jahren nach dem Teilzeit- und Befri-
stungsgesetz ohne öffentliche Ausschreibung ein-
stellen, um ihnen die Möglichkeit zu eröffnen, Be-
rufserfahrung zu sammeln .

F.  In-Kraft-Treten

   Diese Richtlinien treten am 1. September 2010 in 
Kraft.

   Gleichzeitig treten die Ausschreibungsrichtlinien 
vom 6. November 2006 (Brem.ABl. vom 5. Dezem-
ber 2006, S. 817) außer Kraft.

  Bremen, den 17. August 2010

Die Senatorin für Finanzen




